
gaben der Konfliktkommission einerseits und die Auf­
gaben der staatlichen und gesellschaftlichen Leitungs­
organe andererseits als Einheit zu verstehen und zu­
sammenwirkend zu lösen. Das allseitige Zusammen­
wirken aller sozialistischen Einrichtungen bildet aber 
eine Voraussetzung dafür, daß die Teilnahme aller 
Werktätigen an der Gestaltung des gesellschaftlichen 
Geschehens auch zur Vorbeugung und Bekämpfung 
von Rechtsverletzungen ausgenutzt werden kann.
So gab es in letzter Zeit im Zusammenhang mit Ver­
letzungen der Arbeitsdisziplin und Lohnfragen wieder­
holt gemeinsame Beratungen von Vertretern der staat­
lichen Leitung, der Gewerkschaftsleitung und der Kon­
fliktkommission, auf denen nach einer Prüfung der 
verschiedenen Möglichkeiten (Disziplinarmaßnahmen, 
Gewerkschaftsversammlung oder Konfliktkommissions­
beratung) die für Erziehung und Rechtsverwirklichung 
geeignetste Maßnahme festgelegt wurde. Auf der 
Grundlage dieser Übereinstimmung ist auch der vor­
beugenden Tätigkeit der Konfliktkommissionen ein ent­
sprechend weites Feld eingeräumt, ln ihrer Praxis bil­
den Beratung und andere Formen der vorbeugenden 
Tätigkeit eine dialektische Einheit. Dennoch soll man 
das gelegentliche Auftreten einer Neigung zu schema­
tischer Gleichsetzung von Prophylaxe und Beratung 
beim Namen nennen und sich davon abgrenzen.
Gegen diese Neigung hat sich m. E. R o s e n f e l d  un­
zureichend abgegrenzt1. Er schrieb damals, es bliebe 
„unverständlich, in welcher Form die Konfliktkommis­
sion dann eingreifen“ solle, wenn sie sich einem Kon­
flikt gegenübersieht, der nicht zur Beratung ansteht, 
dessen Behandlung nicht beantragt ist. „Keineswegs 
kann die Organisierung einer Gewerkschaftsgruppen­
versammlung durch die Konfliktkommission das Bei­
spiel für die vorbeugende Tätigkeit“ sein, fuhr er fort 
und kam zu dem Schluß, daß wir auch unter dem Ge­
sichtspunkte der vorbeugenden Tätigkeit nicht nach 
neuen Wegen zu suchen brauchten, um das Betätigungs­
feld der Konfliktkommission zu erweitern. 
Unbestreitbar ist die öffentliche Beratung und Ent­
scheidung bestimmter Konflikte die H a u p t f o r m ,  
in der die Konfliktkommission tätig wird. Daraus folgt, 
daß in der Beratung auch die Hauptform des erziehe­
rischen Wirkens der Kommission zu sehen ist. Da die 
Erziehung das Wesen, die wesentliche Seite der Pro­
phylaxe bildet, ergibt sich, daß die Beratung auch die 
Hauptform der Prophylaxe ist. Aber schon die Ver­
wendung des Begriffes „Hauptform“ (den Rosenfeld 
benutzte) setzt die Annahme der Existenz anderer For­
men (die Rosenfeld „unverständlich“ waren) voraus. 
Zudem ergibt die Analyse der Erfahrungen aus unse­
rem Betrieb, daß die Beratung nur qualitativ als Haupt­
form der Tätigkeit der Konfliktkommission zu bestim­
men ist, während sie bei quantitativer Bestimmung 
eindeutig zu den selteneren Formen gehört (jedenfalls 
bei den mit erfahreneren Kollegen besetzten, aktiven 
Kommissionen). Das heißt, daß Antrag, Beratung und 
Entscheidung die bedeutendsten Institutionen im Wir­
ken eines gesellschaftlichen Rechtspflegeorgans darstel­
len, weil sie der konzentrierteste Ausdruck seines so­
zialistischen Erziehungsanliegens sind, der reinste Aus­
druck seiner gesellschaftlichen Würde und Autorität, 
der klarste Ausdruck seiner Bindung an Gesetz und 
Recht. Es widerspräche jedoch dem Bild der fortge­
schrittenen Praxis, wollte man die Bedeutung dieser 
Institutionen auch aus der Häufigkeit ihrer Hand­
habung herleiten.
In der täglichen Praxis zeichnen sich allmählich auch 
a n d e r e  Formen der Konfliktkommissionstätigkeit,

1 Rosenfeld, „Vorbeugende Tätigkeit der Konfliktkommissio­
nen“, NJ 1963 S. 725.

des erzieherischen Wirkens, speziell der Prophylaxe 
ab. Diese Formen erscheinen verhältnismäßig häufig. 
Sie ergeben sich notwendig aus der Mehrförmigkeit 
der Ausnutzung gesellschaftlicher Kräfte, der Nutzung 
aller Potenzen der sozialistischen Gesellschaft für die 
Festigung der Gesetzlichkeit. Eben deshalb ist jede 
dieser Formen in der praktischen Arbeit und für die 
theoretische Betrachtung yon großer Bedeutung, auch 
ohne daß man sie als Hauptform bezeichnen dürfte2. 
Darum sei hier der Versuch unternommen, einzelne 
Formen vorbeugender Tätigkeit aus den Erfahrungen, 
die die Konfliktkommissionen unseres Betriebes wäh­
rend des vergangenen Jahres sammeln konnten, her­
auszufinden. Wenn man die öffentliche Beratung als 
Hauptform der Prophylaxe außer Ansatz läßt, weil sie 
theoretisch weniger umstritten ist, könnten die folgen­
den drei anderen Formen unterschieden werden:

1. Konsultation der Konfliktkommission 
durch Werktätige

Recht häufig wendet sich ein Werktätiger an die Kon­
fliktkommission, um sie zu konsultieren, um mit ihrer 
Hilfe Recht zu suchen, ohne daß er sich entschlossen 
hat, einen Antrag auf ordentliche Beratung seines Falles 
zu stellen. In den letzten Monaten ist fast kein Tag ver­
gangen, ohne daß Mitglieder einer Konfliktkommission 
oder der Arbeitsgruppe„Konfliktkommissionen“ derUGL 
von Werktätigen unseres Betriebes konsultiert worden 
sind. Nach unserer Schätzung war in der Mehrzahl der 
Fälle klar zu erkennen, daß die betreffenden Werk­
tätigen nicht die Absicht hatten, ihr Anliegen zum Ge­
genstand der öffentlichen Beratung zu machen. Dieser 
Sachverhalt gehört zur Realität des gesellschaftlichen 
Lebens in unserem Betrieb. Ihn zu ignorieren hieße, 
sich einer Möglichkeit der sozialistischen Einflußnahme 
auf die Gestaltung der zwischenmenschlichen Bezie­
hungen zu begeben. Die Forderung des 5. Plenums des 
Zentralkomitees der SED nach Verwissenschaftlichung 
der sozialistischen Menschenführung gilt auch für die 
Bestimmung des betriebssoziologischen Standortes der 
Konfliktkommission. Die einfache Tatsache, daß Werk­
tätige die Aussprache mit Mitgliedern der Konflikt­
kommissionen suchen, ohne eine Beratung zu bean­
tragen, ist von zu großer politischer, pädagogischer und 
psychologischer Bedeutung, als daß ihr die Form der 
vorbeugenden Tätigkeit der Konfliktkommission abge­
sprochen werden dürfte. Nach unseren Erfahrungen 
haben derartige Aussprachen in zahlreichen Fällen Mög­
lichkeiten eröffnet, der Zuspitzung einer latenten Kon­
fliktsituation vorzubeugen. Durch Verhandlungen mit 
staatlichen oder gesellschaftlichen Leitungen oder durch 
sachkundige Ratschläge an den Werktätigen konnte 
nicht selten eine Verbesserung der menschlichen Bezie­
hungen im Betrieb (wenn man so will, eine Verbesse­
rung des Betriebsklimas) erzielt werden.

Offenbar zeigt sich in der relativen Häufigkeit der­
artiger, vom Werktätigen gesuchter Konsultationen und 
Aussprachen eine objektive Entwicklungstendenz im 
Wirken der gesellschaftlichen Rechtspflegeorgane und 
damit der sozialistischen Rechtspflege überhaupt. Bei 
einem Kameradschaftsgericht in einem Moskauer Stadt­
bezirk wurden während eines Jahres 15 000 Anfragen 
registriert, denen nur 245 Beratungen gegenüberstanden. 
B u c h h o 1 z verbindet dieses Beispiel mit der Bemer­
kung, die Kameradschaftsgerichte „vermochten in per­
sönlichen Gesprächen vor der Beratung manche Strei­
tigkeiten oder sich anbahnende Rechtsverletzungen bzw. 
Verstöße gegen die Regeln des sozialistischen Zusam-

2 Vgl. dazu auch Kirchner. „Die Entwicklung der Konflikt­
kommissionen nach dem Rechtspflegeerlaß“, NJ 1964 S. 355.
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